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+++newsletter+++ 
 

Termine August 2015 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 
 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.8.2015 13.8.2015 7.8.2015 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.8.2015 13.8.2015 7.8.2015 
Gewerbesteuer 17.8.2015 20.8.2015 14.8.2015 
Grundsteuer 17.8.2015 20.8.2015 14.8.2015 
Sozialversicherung5 27.8.2015 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei 

Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.8.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Termine September 2015 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 
 



 

 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.9.2015 14.9.2015 7.9.2015 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.9.2015 14.9.2015 7.9.2015 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.9.2015 14.9.2015 7.9.2015 

Umsatzsteuer4 10.9.2015 14.9.2015 7.9.2015 
Sozialversicherung5 28.9.2015 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.9.2015) 
an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung 
in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
· für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
· die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
· der Schuldner die Leistung verweigert, 
· besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; 
dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde. 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf 
enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, 
acht Prozentpunkte (ab 29.7.2014: neun Prozentpunkte*) über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um 
welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2013: 



 

 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 
1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 
1.1. bis 30.6.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 
1.7. bis 28.7.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 
29.7. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 % 
1.1. bis 30.6.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 
1.7. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

 
*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 
geschlossen wurden (und bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die 
Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen. 
Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 
· Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 

60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 
· Die Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 
· Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen 

Basiszinssatz. 
· Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, 

ansonsten 30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder 
Dienstleistungsempfangs. 

· Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, 
sofern er seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und 
der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist. 

· Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und 
interne Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von 
Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten). 

· Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf 
grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage dauern. 

Steuerschuldner der auf einer Unterbewertung von Gesellschaftsanteilen 
eines ausscheidenden Gesellschafters beruhenden Erbschaftsteuer 
Trotz der Leistung von Abfindungszahlungen kann sich für Erwerber von Gesellschaftsanteilen an 
Personen- oder Kapitalgesellschaften ein schenkungsteuerlicher Tatbestand ergeben. Er entsteht 
dadurch, dass der Abfindungsanspruch des ausscheidenden Gesellschafters den steuerlich berechneten 
Wert seines Gesellschaftsanteils unterschreitet. Die Bewertung hat nach den besonderen 
Bewertungsvorschriften des Erbschaftsteuergesetzes zu erfolgen. 
Steuerschuldner ist im Regelfall der Erwerber, im Fall eines schenkweisen Erwerbs auch der Schenker. 
Die Gesellschaft kann in derartigen Fallkonstellationen nicht Steuerschuldnerin sein. Entscheidend ist 
nach Auffassung des Bundesfinanzhofs allein, dass der Anteil direkt und ohne Beteiligung der 
Gesellschaft vom ausscheidenden Gesellschafter auf den Anteilserwerber übergeht. Auch die 
Zwischenschaltung eines Treuhänders aus gesellschaftsrechtlichen Gründen ändert nichts an dieser 
Beurteilung. 

Zweijährige Gültigkeit von Freibeträgen im 
Lohnsteuerermäßigungsverfahren 
Das Bundesministerium der Finanzen hat als Starttermin für das Verfahren der zweijährigen Gültigkeit von 
Freibeträgen im Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren den 1. Oktober 2015 festgelegt. 
Ab diesem Zeitpunkt können Arbeitnehmer den Antrag auf Bildung eines Freibetrags für einen Zeitraum 
von längstens zwei Kalenderjahren mit Wirkung ab dem 1. Januar 2016 bei ihrem Wohnsitzfinanzamt 
stellen. 



 

 

Teilwertabschreibung und Einzelbewertung bei Umlaufvermögen 
Ein niedrigerer Teilwert vom Umlaufvermögen kann nach der progressiven oder der retrograden Methode 
ermittelt werden. Auf dieser Grundlage errechnet sich die Höhe einer möglichen Teilwertabschreibung. Bei 
der progressiven Methode sind die Verhältnisse am Beschaffungsmarkt, bei der retrograden Methode die 
am Absatzmarkt maßgebend. 
Ob zu Bewertungszwecken eine Zusammenfassung von Wirtschaftsgütern und damit im Ergebnis ein 
Pauschalabschlag zulässig ist, hängt vom Einzelfall ab. Für die Voraussetzungen einer 
Teilwertabschreibung ist in jedem Fall der Unternehmer nachweispflichtig. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Unter welchen Voraussetzungen sind Verträge zwischen Gesellschafter 
und seiner von ihm beherrschten Kapitalgesellschaft anzuerkennen? 
Ein Einzelunternehmer betrieb einen Wärmelieferservice. Hierzu unterhielt er sog. Heizzentralen. 
Gleichzeitig war er alleiniger Gesellschafter und Geschäftsführer einer GmbH, die Bauinstallationen 
durchführte. Die GmbH wartete die Heizzentralen des Einzelunternehmens und übernahm auch 
Managementaufgaben, weil das Einzelunternehmen keine Arbeitnehmer beschäftigte. Die GmbH stellte 
ihre Arbeiten dem Einzelunternehmen in Rechnung, die auch die Arbeitsleistungen des GmbH-
Geschäftsführers beinhaltete. Das Finanzamt erkannte die auf den Geschäftsführer entfallenden 
Rechnungsbeträge nicht als Betriebsausgabe an und erhöhte entsprechend den Gewinn. 
Der Bundesfinanzhof konnte die Sache nicht endgültig entscheiden, hat jedoch darauf hingewiesen, dass 
für den Betriebsausgabenabzug maßgebend ist, aus welchem Anlass die Zahlungen geleistet worden 
sind. Sind sie aus dem Gesellschaftsverhältnis begründet, scheidet ein Betriebsausgabenabzug aus. 
Beruhen sie jedoch auf einer klaren, im Voraus getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und tatsächlich 
durchgeführten Vereinbarung, steht dem Betriebsausgabenabzug nichts entgegen. 

Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für die Erneuerung einer 
Einbauküche in einer vermieteten Wohnung 
Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht hat entschieden, dass eine Einbauküche grundsätzlich nicht 
einheitlich als Sachgesamtheit zu erfassen ist. Es sind die Einzelbestandteile zu bewerten. 
Für die Praxis hat das Urteil folgende Auswirkungen: 
· Herd und Spüle sind unselbstständige Gebäudebestandteile. Lässt der Vermieter Herd und Spüle 

erstmals einbauen, liegen Herstellungskosten des Gebäudes vor. Die Aufwendungen sind über die 
zeitanteilige Abschreibung zu berücksichtigen. Werden Herd und Spüle ersetzt, so führt dies in der 
Regel zu sofort als Werbungskosten zu berücksichtigendem Erhaltungsaufwand. 

· Aufwendungen für austauschbare Elektrogeräte (z. B. Kühlschränke, Dunstabzugshauben) sowie für 
die übrigen Einbaumöbel sind über die Abschreibung als Werbungskosten zu berücksichtigen. Für die 
Höhe der Abschreibung ist die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer maßgebend. Sollte der Wert des 
einzelnen Gerätes geringer als 410 € (netto) sein, liegt ein geringwertiges Wirtschaftsgut vor. Dann ist 
die Sofortabschreibung im Jahr der Anschaffung möglich. Bei einer umsatzsteuerfreien Vermietung 
ohne Vorsteuerabzugsberechtigung liegt bis zu einem Bruttowert von 487,90 € ein geringwertiges 
Wirtschaftsgut vor. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Anrechnung der Bemessungsgrundlage für vorangegangenen 
Grundstückserwerb vom Gesellschafter auf Grunderwerbsteuer wegen 
Gesellschafterwechsels trotz Nichterhebung der Grunderwerbsteuer 
Ändert sich innerhalb von fünf Jahren der Gesellschafterbestand einer grundstücksbesitzenden 
Personengesellschaft zu mindestens 95 %, löst der Gesellschafterwechsel Grunderwerbsteuer aus. Hat 
die Personengesellschaft vor dem Gesellschafterwechsel ein Grundstück von einem ihrer Gesellschafter 
erworben, so wird auf die Bemessungsgrundlage für die durch den Gesellschafterwechsel ausgelöste 
Grunderwerbsteuer die Bemessungsgrundlage für den vorangegangenen Grundstückserwerb 
angerechnet, falls für diesen Erwerb Grunderwerbsteuer anfällt. Damit soll eine Doppelerhebung von 
Grunderwerbsteuer vermieden werden. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Anrechnung auch dann erfolgt, wenn Grunderwerbsteuer 
für den Grundstückserwerb durch die Personengesellschaft nicht festgesetzt und erhoben wurde. 
Entscheidend und ausreichend für die Anrechnung ist, dass bei zutreffender Beurteilung 
Grunderwerbsteuer festzusetzen gewesen wäre. 



 

 

Grundsteuerbefreiung für ein Studentenwohnheim 
Für eine Wohnung im Sinne des Grundsteuergesetzes müssen bestimmte Voraussetzungen vorliegen. 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs liegen diese Voraussetzungen vor, wenn eine 
Wohneinheit aus einem Wohn-Schlafraum und einer vollständig eingerichteten Küchenkombination oder 
zumindest einer Kochgelegenheit mit den für eine Kleinkücheneinrichtung üblichen Anschlüssen, einem 
Bad/WC und einem Flur besteht und eine Gesamtwohnfläche von mindestens 20 qm hat. 
Diese Entscheidung ist im Falle eines Appartements in einem Studentenwohnheim ergangen, das von 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet wurde. Für solchen Grundbesitz besteht Grundsteuerfreiheit, 
wenn dies der Erfüllung gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke dient. Wohnungen sind jedoch stets 
steuerpflichtig. Das Gericht hält diese Einschränkung der Befreiung von der Grundsteuer mit dem 
Grundgesetz vereinbar. 

Vermieter müssen Trinkwasser kontrollieren 
Legionellen im Trinkwasser können schwerwiegende gesundheitliche Folgen haben. Kommt der Vermieter 
seiner Kontrollpflicht nicht nach, kann er für verunreinigtes Wasser haftbar gemacht werden. Diese 
Auffassung hat der Bundesgerichtshof vertreten, nachdem ein Mieter wegen der Legionellenbelastung im 
Wasser den Vermieter auf Schadensersatz verklagt hatte. 
Der Mieter erkrankte an einer von Legionellen hervorgerufenen Lungenentzündung. Ein Gutachter stellte 
in der Wohnung sowie im Keller eine starke Kontamination des Wassers mit Legionellen fest. Daraufhin 
verklagte der Mieter den Vermieter auf Schadensersatz und Schmerzensgeld. Er warf dem Vermieter vor, 
seiner Kontrollpflicht nicht ausreichend nachgekommen zu sein. 
Während die Vorinstanzen die Klage abgewiesen hatten, hob der Bundesgerichtshof die vorherigen 
Entscheidungen auf und verwies den Rechtsstreit an die Vorinstanz zurück. Das Gericht vertritt die 
Auffassung, dass ein Vermieter zwar erst seit der Novelle der Trinkwasserverordnung von Ende 2011 
gesetzlich verpflichtet ist, das Trinkwasser regelmäßig auf Legionellen untersuchen zu lassen. Dennoch 
käme ein Pflichtverstoß des Vermieters unter dem Gesichtspunkt der Verletzung der 
Verkehrssicherungspflicht in Betracht. Die Vorinstanz muss nun erneut über den Fall entscheiden, denn 
diese hat unter anderem einen zu hohen Maßstab angelegt, ob die Erkrankung tatsächlich durch das 
verunreinigte Wasser verursacht worden ist. 

Fristlose Wohnraumkündigung bei Verweigerung von 
Instandsetzungsarbeiten 
Der Vermieter kann einem Mieter fristlos kündigen, wenn dieser den Zutritt zur Wohnung für dringend 
erforderliche Instandsetzungsmaßnahmen verweigert. Der Vermieter muss in solchen Fällen nicht den 
Mieter zunächst im Wege einer Duldungsklage auf Zutritt zur Wohnung verklagen. Diese Entscheidung hat 
der Bundesgerichtshof getroffen. 
Im entschiedenen Fall stellte der Vermieter in seinem Mehrfamilienhaus Hausschwamm fest. Damit 
Notmaßnahmen durchgeführt werden konnten, zog der Mieter in ein Hotel. Nach Beendigung der Arbeiten 
konnte er die Wohnung wieder beziehen. Als weitere Sanierungsmaßnahmen erfolgen sollten, verweigerte 
der Mieter den Zutritt zur Wohnung. Der Vermieter kündigte daraufhin das Mietverhältnis fristlos. Erst nach 
Erlass einer einstweiligen Verfügung auf Zutritt zur Wohnung gewährte der Mieter Einlass für weitere 
Maßnahmen. Nachdem der Mieter im Folgenden den Zugang zu einem Kellerraum zwecks Durchführung 
von Installationsarbeiten verweigerte, sprach der Vermieter erneut eine fristlose Kündigung aus. Hiergegen 
klagte der Mieter. 
Das Gericht gab dem Vermieter Recht. Dieser sei berechtigt, fristlos zu kündigen, wenn ihm unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht mehr 
zumutbar sei. Es müsse berücksichtigt werden, dass Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
für die Erhaltung eines Mietobjekts und dessen wirtschaftlichen Wert von wesentlicher Bedeutung sein 
können, so dass ein erhebliches Interesse an der alsbaldigen Durchführung der Sanierungsmaßnahmen 
bestehe. Der Vermieter müsse in einem solchen Fall den Mieter vorab nicht auf Zutritt zur Wohnung 
verklagen. Das Gericht hat die Sache an die Vorinstanz zur weiteren Sachverhaltsaufklärung 
zurückverwiesen. Die endgültige Entscheidung bleibt abzuwarten. 

Entgeltvereinnahmung nach Abtretung und Änderungsmöglichkeit eines 
Steuerbescheids 
Ein Musikproduzent vereinbarte mit einer GmbH, dass er von dieser auf Darlehensbasis eine voll gegen 
sämtliche Autorenanteile verrechenbare Zahlung von 2 Mio. DM erhielt, zahlbar in Höhe von 1 Mio. DM 
nach Unterzeichnung der Vereinbarung sowie weitere 1 Mio. DM ein halbes Jahr später. Dafür erwarb die 
GmbH die zukünftigen Forderungen des Produzenten gegen die GEMA in Höhe der zu erwartenden 
Autorenvergütung bis zum Betrag von 2 Mio. DM einschließlich Umsatzsteuer. Sicherheitshalber trat der 



 

 

Produzent gleichzeitig seine Ansprüche gegen die GEMA auf Ausschüttung der ihm zustehenden 
Lizenzerträge an die GmbH ab. Bis zur Höhe dieser Forderungen sollten Zahlungen der GEMA künftig auf 
ein Konto der GmbH zu überweisen sein. 
Während der Produzent erst die GEMA-Autorenvergütungen in seinen Steuererklärungen als Umsätze 
berücksichtigte, meinte das Finanzamt, schon die Zahlungen der GmbH bei Zufluss seien 
umsatzsteuerpflichtiger Umsatz. Die Vereinbarungen des Produzenten mit der GmbH stellten keinen 
Darlehensvertrag, sondern einen Kaufvertrag dar. Bei den Zahlungen handele es sich um 
Vorauszahlungen der GmbH für die ihr übertragenen Autorenanteile. Die Zahlungen aus den laufenden 
Lizenzabrechnungen mit der GEMA seien dagegen umsatzsteuerrechtlich irrelevant. 
Der Bundesfinanzhof folgte dem Produzenten. Die Zahlungen der GmbH waren lediglich eine 
Darlehensgewährung ohne umsatzsteuerrechtliche Konsequenzen, während es sich bei den 
Lizenzgebühren aus Ausschüttungen der GEMA um die Gegenleistung für die umsatzsteuerpflichtigen 
(Duldungs)leistungen handelte, die dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegen. 
Ein weiteres Problem des Falles lag im Verfahrensrecht: Ist aufgrund irriger Beurteilung eines bestimmten 
Sachverhalts ein Steuerbescheid ergangen, der aufgrund eines Einspruchs durch die Finanzbehörde zu 
Gunsten des Steuerbürgers aufgehoben oder geändert wird, so können aus dem Sachverhalt nachträglich 
durch Erlass oder Änderung eines Steuerbescheids die richtigen steuerlichen Folgerungen gezogen 
werden. Das Gericht bestätigte die bisherige Rechtsprechung, dass unter einem bestimmten Sachverhalt 
der einzelne Lebensvorgang zu verstehen ist, an den das Gesetz steuerliche Folgen knüpft. Das meint 
nicht nur einzelne steuererhebliche Tatsachen, sondern den einheitlichen, für die Besteuerung 
maßgeblichen Sachverhaltskomplex. Hier bildeten die Darlehensgewährung, die Rückzahlung durch die 
GEMA-Zahlungen und die sicherungsweise Abtretung einen bestimmten Sachverhalt. 

Umsatzsteuerfreie Lieferung im Rahmen eines Reihengeschäfts 
Bei einem Reihengeschäft schließen mehrere Unternehmer über denselben Gegenstand Umsatzgeschäfte 
ab (A verkauft an B. B weiter an C). Wird der Gegenstand dabei vom ersten Verkäufer direkt zum letzten 
Erwerber transportiert (also von A zu C), liegen diesem Transportvorgang zwei Umsatzgeschäfte 
(Lieferungen) zu Grunde. Die Warenbewegung muss einem dieser Geschäfte zugeordnet werden. Denn 
nur eine bewegte Lieferung kann gegebenenfalls als innergemeinschaftliche Lieferung oder 
Ausfuhrlieferung steuerfrei sein. 
Für die Zuordnung kommt es nach Auffassung des Bundesfinanzhofs entgegen nicht auf die Erteilung des 
Transportauftrags an. Grundsätzlich ist die erste Lieferung (von A an B) steuerfrei. Anders ist es jedoch, 
wenn B dem C bereits Verfügungsmacht an der Ware verschafft hat, bevor die Ware das Inland verlassen 
hat. Das ist aufgrund der objektiven Umstände des Einzelfalls und nicht lediglich anhand der Erklärungen 
der Beteiligten zu prüfen. 
Die Rechtsprechung weicht vom Gesetzeswortlaut ab. Im Zweifelsfall sollte bei solchen Gestaltungen der 
Steuerberater kontaktiert werden. 
Hinweis: Ein inländischer Unternehmer sollte sich von seinem ausländischen Abnehmer versichern 
lassen, dass dieser die Verfügungsmacht nicht auf einen Dritten überträgt, bevor der Gegenstand der 
Lieferung das Inland verlassen hat. Verstößt der ausländische Abnehmer gegen diese Versicherung, 
kommt die Gewährung von Vertrauensschutz für den inländischen Unternehmer in Betracht. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Vorsteuerabzugsberechtigung einer Einzelperson besteht schon vor 
Gründung einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft 
Auch bei einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft steht dem Gesellschafter bereits ein Vorsteuerabzug aus den 
Gründungskosten zu. Allerdings muss erkennbar die Absicht bestanden haben, mit der Ein-Mann-
Gesellschaft umsatzsteuerpflichtige Umsätze zu erzielen. 
Der Umstand, dass zu keinem Zeitpunkt umsatzsteuerpflichtige Ausgangsumsätze getätigt wurden, steht 
dem Anspruch auf Vorsteuerabzug nicht entgegen. Selbst wenn es tatsächlich nicht zur Gründung der Ein-
Mann-Kapitalgesellschaft gekommen ist, besteht die Vorsteuerabzugsberechtigung. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf) 

Keine Minderung der Umsatzsteuer für Lieferungen einer Internet-
Apotheke an Privatpatienten um an Kassenpatienten gezahlte 
„Aufwandsentschädigungen“ 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs bestehen keine ernstlichen Zweifel daran, dass von einer in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässigen Internet-Apotheke an Kassenpatienten gezahlte 



 

 

„Aufwandsentschädigungen“ nicht die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage der 
umsatzsteuerpflichtigen Versandhandelsumsätze gegenüber den Privatpatienten mindert. Eine 
Entgeltminderung setzt eine hinreichende Verknüpfung zu der umsatzsteuerpflichtigen Leistung des 
Unternehmers voraus. 
Die sog. Aufwandsentschädigungen werden gezahlt, weil die Apotheken berufsrechtlich verpflichtet sind, 
ihre Kunden im Zusammenhang mit dem Verkauf von Medikamenten zu informieren und zu beraten und 
die Kunden sich bei Internet-Apotheken nur telefonisch oder schriftlich an die Apotheke wenden können, 
was für die Kunden zu einem Mehraufwand gegenüber dem Kauf in einer stationären Apotheke führt. 

Seminar zur Raucherentwöhnung kann umsatzsteuerfrei sein 
Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin sind umsatzsteuerfrei. Dazu kann auch ein Seminar zur 
Raucherentwöhnung als - gegebenenfalls auch nur vorbeugende - Maßnahme zur Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung der Gesundheit zählen. Voraussetzung ist allerdings die medizinische Indikation. Diese 
liegt bei von Betriebsärzten vorgenommenen Sammelüberweisungen von Arbeitnehmern zur Teilnahme 
an einem solchen Seminar nur vor, wenn die Überweisungen nicht pauschal erfolgen, sondern auf einer 
medizinischen Feststellung der Betriebsärzte beruhen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Kein gutgläubiger Vorsteuerabzug, wenn Unternehmer seine 
Einbeziehung in einen Subventionsbetrug grob fahrlässig nicht erkennt 
Der Vorsteuerabzug setzt regelmäßig u. a. voraus, dass der leistende Unternehmer die in Rechnung 
gestellte Leistung tatsächlich erbracht hat. Täuscht der leistende Unternehmer den Leistungsempfänger 
über den Umfang der erbrachten Leistung (z. B. um Subventionen zu erschleichen), kann der 
Leistungsempfänger die Umsatzsteuer auf die tatsächlich nicht erbrachten Leistungen nur als Vorsteuer 
abziehen, wenn er seine Einbeziehung in einen Betrug weder kannte noch kennen konnte. Wird der 
Leistungsempfänger wegen leichtfertiger Unterstützung eines Subventionsbetrugs verurteilt, schließt dies 
den Vorsteuerabzug mangels guten Glaubens aus. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Pflicht zur elektronischen Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen seit 2005 elektronisch übertragen werden. Der Bundesfinanzhof 
(BFH) hatte bereits im Jahr 2012 klar gestellt, dass die Verpflichtung zur elektronischen Abgabe von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen verfassungsgemäß ist. 
Aus diesem Grund wies das Gericht eine Beschwerde wegen Nichtzulassung der Revision zurück. Eine 
Steuerzahlerin war trotz BFH-Urteils davon ausgegangen, dass die Frage jetzt wieder von grundsätzlicher 
Bedeutung war. Sie verwies dazu auf die „NSA-Affäre” und die „Datensicherheit im Internet” sowie darauf, 
dass „das Steuergeheimnis durch eine zwangsweise Übertragung auf elektronischem Wege nicht gewahrt” 
sei, während der „Transportweg von Briefen” durch das Postgeheimnis geschützt sei. Die 
„Verschlüsselungstechnik” sei „für einen Fachmann kein unlösbares Problem”. Das Steuergeheimnis gelte 
aber auch gegenüber „Fachmännern der IT-Branche”. 

Wohnungseigentümergemeinschaften sind Verbraucher 
Wohnungseigentümergemeinschaften sind in der Regel als Verbraucher anzusehen, und zwar auch dann, 
wenn sie von einem gewerblichen Verwalter vertreten werden. Diese Auffassung hat der 
Bundesgerichtshof in drei Entscheidungen vertreten. 
In den vom Gericht entschiedenen Fällen hatte ein Gasversorger eine Preiserhöhung erklärt und sich 
dabei auf eine formularmäßige Preisanpassungsklausel berufen, nach der sich der Gaspreis zu 
bestimmten Zeitpunkten ausschließlich in Abhängigkeit von der Preisentwicklung für Heizöl ändert. Die 
Rechtsprechung hält derartige Klauseln für wirksam, wenn der Kunde Unternehmer ist. Diese sind jedoch 
unwirksam, wenn sie gegenüber Verbrauchern verwendet werden. Das Gericht hatte demnach die Frage 
zu entscheiden, ob eine Wohnungseigentümergemeinschaft als Verbraucher anzusehen oder ob sie als 
Unternehmer einzustufen ist. 
Nach Auffassung des Gerichts ist eine Wohnungseigentümergemeinschaft immer dann als Verbraucher 
anzusehen, wenn ihr wenigstens ein Verbraucher angehört und der abgeschlossene Vertrag nicht 
gewerblichen oder unternehmerischen Zwecken dient. Eine natürliche Person verliert die Schutzwürdigkeit 
als Verbraucher nicht dadurch, dass sie durch den Erwerb von Wohnungseigentum Mitglied einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft wird. Bei Verträgen der Gemeinschaft mit Dritten handelt diese nicht 
zu gewerblichen Zwecken, sondern zur Versorgung der eigenen Wohnung mit Energie und damit im 
weiteren Sinne zur privaten Vermögensverwaltung ihrer Mitglieder. Dies gilt auch dann, wenn die 



 

 

Gemeinschaft bei Vertragsabschluss durch eine gewerbliche Hausverwaltung vertreten wird, da es bei 
einer Stellvertretung grundsätzlich auf die Person des Vertretenen ankommt. 

Wirksamkeit von Kundenschutzklauseln zwischen einer GmbH und einem 
ihrer Gesellschafter bei Ausscheiden aus der Gesellschaft 
Kundenschutzklauseln, die zwischen einer GmbH und einem ihrer Gesellschafter anlässlich des 
Ausscheidens aus der Gesellschaft vereinbart werden, sind nichtig, wenn sie in zeitlicher Hinsicht das 
notwendige Maß übersteigen, das in der Regel zwei Jahre beträgt. 
Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. Das Gericht bestätigte damit seine ständige Rechtsprechung, 
nach der nachvertragliche Wettbewerbsverbote mit Rücksicht auf die grundgesetzlich geschützte 
Berufsausübungsfreiheit nur dann gerechtfertigt und nicht sittenwidrig sind, wenn und soweit sie 
notwendig sind, um einen Vertragspartner vor einer illoyalen Verwertung der Erfolge seiner Arbeit durch 
den anderen Vertragspartner zu schützen. Sie sind nur wirksam, wenn sie in räumlicher, gegenständlicher 
und zeitlicher Hinsicht das notwendige Maß nicht überschreiten. 
Die im entschiedenen Fall vereinbarte Dauer des Wettbewerbsverbots von fünf Jahren überschritt das zum 
Schutz des Vertragspartners erforderliche Maß deutlich. 

Hinterbliebenenrente: Verdacht auf Versorgungsehe 
Ein Anspruch auf Witwenrente oder Witwerrente besteht nicht, wenn die Ehe nicht mindestens ein Jahr 
gedauert hat. Das gilt nicht, wenn nach den besonderen Umständen des Falles die Annahme nicht 
gerechtfertigt ist, dass der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat die Begründung eines Anspruchs 
auf Hinterbliebenenversorgung war. 
Als besondere Umstände kommen in Betracht: 
· der nicht vorhersehbare Tod des Ehepartners, 
· die Nachholung einer nach ausländischem Recht gültig geschlossener Ehe, die nach deutschem Recht 

nicht gültig war, 
· das Vorhandensein gemeinsamer leiblicher Kinder, 
· das Vorliegen einer Schwangerschaft, 
· die Erziehung eines minderjährigen Kindes des Verstorbenen durch den Hinterbliebenen, 
· eine Heirat zur Sicherung der erforderlichen Betreuung oder Pflege des anderen Ehegatten. 
Dabei sind sämtliche Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen. Letztlich ist maßgeblich, ob bei einer 
Gesamtschau der zur Eheschließung führenden Motive zumindest für einen der beiden Ehegatten die vom 
Gesetz hinsichtlich der Eheschließung widerlegbar vermutete Versorgungsabsicht erkennbar keine bzw. 
jedenfalls nicht die überwiegende Rolle gespielt hat. 
Unter Anwendung dieser Kriterien hat das Landessozialgericht Hessen den Anspruch auf Gewährung 
einer Witwerrente in einem Fall zurückgewiesen, in dem die Ehe nur knapp sieben Monate gedauert hat 
und bereits bei Eheschließung eine schwere, offenkundig lebensbedrohliche Erkrankung der versicherten 
Ehefrau mit ungünstiger Verlaufsprognose bestand. 

Ein auf Mobilfunktechnik basierender Telefonanschluss darf nicht als 
Festnetzanschluss beworben werden 
Die Bewerbung eines auf Mobilfunktechnik beruhenden Telefonanschlusses als Festnetzanschluss ist 
irreführend und damit wettbewerbswidrig, da der durchschnittliche Verbraucher unter einem 
Festnetzanschluss einen Anschluss an ein Telekommunikationsnetz versteht, das aus fest verlegten 
Telefonleitungen besteht. 
Das hat das Oberlandesgericht Düsseldorf entschieden. 
In dem zu Grunde liegenden Fall hatte eine Mitarbeiterin des beklagten Telekommunikationsdienstleisters 
gegenüber einer Kundin behauptet, dass mit dem angebotenen mobilfunkbasierten Telefonanschluss zur 
stationären Nutzung ein Festnetzanschluss gewährleistet sei. 

 

 

 



 

 

Rechtliche Hinweise 

Der EGSZ - Newsletter fasst regelmäßig Gesetzesänderungen, Urteile, Ver-
waltungsanweisungen oder sonstige, für Sie interessante Informationen zu-
sammen und gibt diese auszugsweise wieder. Der EGSZ - Newsletter erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Wir bitten daher ausdrücklich darum, 
vor einer Anwendung der Inhalte des EGSZ - Newsletters im konkreten Fall 
mit uns Rücksprache zu halten, da wir eine Haftung für die auszugsweise 
Darstellung nicht übernehmen können. Für weitergehende Informationen 
stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

EGSZ Gerow Kuhlmann Schmitz Zeiss PartmbB 
Wirtschaftsprüfer Steuerberater Rechtsanwälte 
Immermannstraße 45 
40210 Düsseldorf 
www.egsz.de 
E-Mail: info@egsz.de 
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